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	SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR ENERGIE, KLIMASCHUTZ, 
UMWELT UND LANDWIRTSCHAFT
01076 Dresden

	
	Ihr/-e Ansprechpartner/-in
«bNameX»

	
«fName»
«fStrasseX»
«fPLZ_Ort»
	
	
Durchwahl
[bookmark: tmtelefon]Telefon «zvbTelefon»
[bookmark: tmtelefax][bookmark: tmemail1][bookmark: tmemail2]Telefax «zvbTelefax»
«zvbEMail»
	
Ihr Zeichen



	
	Ihre Nachricht vom
[bookmark: tmihrdatum]

Aktenzeichen
(bitte bei Antwort angeben)
«aAktenzeichen»
[bookmark: tmaz]

[bookmark: tmOrt1]Dresden, «DokDatum»
[bookmark: tmdatum]



	
	[image: ]

	
	Hausanschrift:
Sächsisches Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft
Wilhelm-Buck-Straße 2
01097 Dresden

www.smul.sachsen.de

[bookmark: tmOrt]Besucheradresse:
Sächsisches Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft
Königsbrücker Str. 29
01097 Dresden





Bitte beachten Sie die allgemeinen Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch das Sächsische Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft zur Erfüllung der Informationspflichten nach der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung auf www.smul.sachsen.de






[bookmark: tmbetreff]
[bookmark: tmBeginn]De-minimis-Mitteilung nach den EU-Verordnungen für De-minimis-Beihilfen


Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ihr Unternehmen wird an der «aBezeichnung» teilnehmen. 
Das Sächsische Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft (SMEKUL) unterstützt diese Aktion finanziell. 

Gemäß
(Die jeweils zutreffende VO ist alternativ auszuwählen.)

  Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 (ABl. L 215 vom 07.07.2020, S. 3) geändert wurde
· im Folgenden Allgemeine-De-minimis-Beihilfen genannt,

  Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 9), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/316 (ABl. L 51 I vom 22.02.2019, S. 1) geändert worden ist
· im Folgenden Agrar-De-minimis-Beihilfen genannt,

  Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. L 190 vom 28.06.2014, S. 45)
· im Folgenden Fisch-De-minimis-Beihilfen genannt und

  Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABl. L 114 vom 26. April 2012, S. 8), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2018/1923 (ABl. L 313 vom 10.12.2018, S. 2) verlängert worden ist
· im Folgenden DAWI-De-minimis-Beihilfen genannt.


Begünstigte/r:	«fNameX»
Vorhaben:	«aBezeichnung»
Aktenzeichen:	«aAktenzeichen» 

Hiermit wird mitgeteilt, dass beabsichtigt ist, für das o. g. Vorhaben eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren.

Die voraussichtliche Höhe der De-minimis-Beihilfe (Bruttosubventionsäquivalent) beträgt «bBeihilfeVorauss» EUR.

Diese Mitteilung ist keine Förderzusage.

Bitte lesen Sie das De-minimis-Merkblatt sorgfältig durch und füllen Sie danach die beigefügte Erklärung zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-Beihilfe aus und senden diese bis zum «aTermin» an folgende Anschrift:

Sächsisches Staatsministerium für Energie, 
Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft
Referat 32
Wilhelm-Buck-Straße 2
01097 Dresden


Mit freundlichen Grüßen


Gez. Henning Kuschnig
Referatsleiter Regionale Wertschöpfung, Ökolandbau

Dieses Schreiben wurde elektronisch generiert und ist daher ohne handschriftliche Unterzeichnung gültig.



Anlagen
Erklärung zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-Beihilfe mit 2 Anlagen
De-minimis-Merkblatt
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Seite 2 von 2
De-minimis-Erklärung des Begünstigten
nach den EU-Verordnungen für De-minimis-Beihilfen


Begünstigtes Unternehmen

Name bzw. Firma:	«fNameX»                                                    	
Straße:	«fStrasse»
Postleitzahl, Ort:	«fPLZ_Ort»


Das Unternehmen ist im Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig: * 
Ja			Nein 	

Das Wirtschaftsjahr, das für mich bzw. das begünstigte Unternehmen für die Erhebung von Steuern maßgebend ist, weicht vom Kalenderjahr ab und bezieht sich auf folgenden Zeitraum:

Beginn*	Ende*


Fördervorhaben

Bezeichnung:	«aBezeichnung»
Aktenzeichen:	«aAktenzeichen»

Voraussichtliche Höhe der De-minimis-Beihilfe für das o. g. Fördervorhaben
(lt. Mitteilung der Bewilligungsbehörde bzw. lt. Förderantrag)
«bBeihilfeVorauss» EUR



1. Erläuterungen zum Begriff des Unternehmensverbunds
In dieser Erklärung sind alle De-minimis-Beihilfen anzugeben, die Ihr Unternehmen bzw. Unternehmensverbund als „ein einziges Unternehmen" im laufenden sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren erhalten oder beantragt hat.
Für die Zwecke der De-minimis-Verordnungen sind die Unternehmen als ein einziges Unternehmen zu betrachten, die zueinander in mindestens einer der folgenden Beziehungen stehen:
· Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner/innen oder Gesellschafter/innen eines anderen Unternehmens,
· ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen,
· ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben,
· ein Unternehmen, das Anteilseigner/innen oder Gesellschafter/innen eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß einer mit anderen Anteilseigner/innen oder Gesellschafter/innen dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseigner/innen oder Gesellschafter/innen aus.
Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der vorgenannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unternehmen betrachtet.
Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen angegeben werden, die den beteiligten Unternehmen im laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren gewährt wurden.
Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden die De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen zugerechnet, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. Ist dies nicht möglich, muss eine anteilige Aufteilung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung erfolgen.
Im Falle von Unternehmen, die durch eine natürliche Person verbunden sind, geht die Europäische Kommission (Generaldirektion Wettbewerb) unter der neuen De-minimis-Verordnung davon aus, dass diese Unternehmen nicht miteinander verbunden sind und damit kein "einziges Unternehmen" darstellen. Dies trifft sowohl auf Unternehmen zu, die in verschiedenen Märkten tätig sind als auch auf Unternehmen, die in benachbarten Märkten tätig sind.

2. Angaben zum Unternehmensverbund
Das Unternehmen ist Teil eines Unternehmensverbunds gemäß Punkt 1*: 
Ja			Nein 
Bei "Ja" bitte angeben:
Name des Unternehmensverbundes




Straße								Haus-Nr.





Postleitzahl		Ort





Die nachfolgende Auflistung (Anlage 1 und 2) muss die Vorförderung aller Unternehmen des Verbundes im laufenden sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren wiedergeben.


3. Erklärung zu De-minimis-Beihilfen
Hiermit bestätige ich, dass ich im laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren*

keine	folgende 

De-minimis-Beihilfen im Sinne folgender Verordnungen erhalten habe:

· Allgemeine-De-minimis-Beihilfen
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen[footnoteRef:1], [1:  ABl.L352 vom 24.Dezember 2013, S.1] 

· Agrar-De-minimis-Beihilfen
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor[footnoteRef:2], [2:  ABl.L352 vom 24.Dezember 2013, S.9] 

· Fisch-De-minimis-Beihilfen
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor[footnoteRef:3], [3:  ABl.L190 vom 28.Juni 2014, S.45] 

· DAWI-De-minimis-Beihilfen
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse erbringen[footnoteRef:4]. [4:  ABl.L114 vom 26.April 2012, S.8] 



Bitte Anlage 1 „Erklärung zu De-minimis-Beihilfen“ vollständig ausfüllen.


Die mir für die in Anlage 1 genannten De-minimis-Beihilfen ausgehändigten De-minimis-Bescheinigungen füge ich dieser Erklärung zum Nachweis bei.
(De-minimis-Bescheinigungen, die von dem Beihilfegeber/ der Beihilfegerberin ausgereicht wurden, an den/ die diese Erklärung gerichtet ist, müssen nicht beigefügt werden.)


Hiermit bestätige ich, dass ich *
      keine		folgende 
De-minimis-Beihilfen im Sinne der o. g. Verordnungen beantragt habe, die noch nicht bewilligt wurden. Bitte Anlage 2 „Erklärung zu beantragten De-minimis-Beihilfen“ vollständig ausfüllen.

Weitere erhaltene oder beantragte De-minimis-Beihilfen sind ggf. auf einem gesonderten Blatt entsprechend der vorstehenden Tabellen aufzulisten.



4. Erklärung zu weiteren Beihilfen
Die hier beantragte De-minimis-Beihilfe wird mit weiteren Förderungen (nicht De-minimis-Beihilfen) für das gleiche Projekt kombiniert: *

nein

ja, folgende (bitte ausfüllen): 










5. Erklärung des Antragstellers/der Antragstellerin zur Subventionserheblichkeit
a) Die Richtigkeit und Vollständigkeit der in der Anlage gemachten Angaben wird hiermit versichert. Es ist bekannt, dass falsche Angaben zur Rückforderung der Zuwendung führen können.
b) Der Zuwendung liegen Subventionen des Landes bzw. des Bundes und/oder der EU zugrunde, auf welche der § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) und gemäß § 1 des Subventionsgesetzes des Landes Sachsen vom 14. Januar 1997 (GVBI S. 2) die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (SubvG) vom 29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2037, BGBI. III 453-18-1-2) geändert durch Sechstes Überleitungsgesetz vom 25. September 1990 (BGBI. I S. 2106) Anwendung findet. Nach § 3 SubvG sind Sie verpflichtet, uns unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind.
Ich bin/Wir sind darüber unterrichtet, dass meine/unsere in diesem Formular in den Ziffern 1 und 3 sowie in der Anlage zur De-minimis-Erklärung gemachten Angaben subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 StGB sind. Mir/Uns ist die Strafbarkeit eines Subventionsbetrugs nach § 264 StGB bekannt. Ich bin/ Wir sind verpflichtet, Ihnen unverzüglich eine nachträgliche Änderung der vorgenannten Angaben mitzuteilen.

6. Erklärungen zur Verarbeitung und zum Schutz von Daten
Ich willige darin ein, dass
· die mit diesem Antrag erhobenen personen- und betriebsbezogenen Daten zum Zwecke der Antragsbearbeitung, der Bewilligung und Verwaltung verarbeitet werden; dies schließt auch die Verarbeitung der erhobenen Daten zum Zwecke eines gegebenenfalls entstehenden Erstattungsanspruches ein,
· die mit diesem Antrag erhobenen personen- und betriebsbezogenen Daten zu Kontrollzwecken in das Prüfverfahren bei der Antragstellung einbezogen werden,
· meine personen- und betriebsbezogenen Daten in einer automatisierten Datenverarbeitung verarbeitet und gespeichert werden und von den Behörden der Landwirtschaftsverwaltung der Länder, des Bundes, den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder im Rahmen des Agrarstatistikgesetzes sowie von der Europäischen Union zur Erstellung von Statistiken und anonymisierten Auswertungen verwendet werden können.

Es ist mir bekannt, dass
· eine Verpflichtung aufgrund einer Rechtsvorschrift für die Antragsangaben nicht besteht und die Einwilligung in die Verarbeitung - insbesondere in die Erhebung, Speicherung, Nutzung und Übermittlung - der erhobenen Daten freiwillig ist,
· die erhobenen Daten zu Kontrollzwecken für die Bewilligung und Auszahlung von Zuwendungen, die Gegenstand dieses Antrags sind, benötigt werden,
· die Nichteinwilligung zur Verarbeitung der erhobenen Daten zur Folge hätte, dass mein Antrag abgelehnt wird,
· meine personen- und betriebsbezogenen Daten nach der Verordnung über Mitteilungen an die Finanzbehörden durch andere Behörden und öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten vom 7. September 1993 (BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 58 des Gesetzes vom 23. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848) in der jeweils geltenden Fassung an die Finanzbehörden weitergegeben werden können,
· meine personen- und betriebsbezogenen Daten nach § 197 Abs. 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2575) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zur Feststellung der Versicherungspflicht, der Anspruchsberechtigung und zum Zweck der Beitragserhebung an die Träger der landwirtschaftlichen Sozialversicherung übermittelt werden können,
· meine personenbezogenen Daten durch die Sächsische Staatskanzlei oder ein Sächsisches Staatsministerium nach § 4 SächsFöDaG auch ohne mein Einverständnis verarbeitet werden dürfen, soweit es zur Aufgabenerfüllung nach dem Gesetz über Fördermitteldatenbanken im Freistaat Sachsen (SächsFöDaG) vom 10. Juli 1999 (SächsGVBl. S. 273), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. August 2003 (SächsGVBl. S. 330, 340) in der jeweils geltenden Fassung erforderlich ist,
· im Fall einer Prüfung durch gesetzlich zuständige nationale oder europäische Behörden (z. B. Sächsischer Rechnungshof oder Europäische Kommission) eine Übermittlung der personenbezogenen Daten ebenfalls an diese Einrichtungen erfolgen kann,
· die Bearbeitung der eingereichten Unterlagen teilweise durch Auftragsdaten-verarbeiter im Sinne von Artikel 28 der Verordnung (EU) 2016/679 erfolgen kann,
· die personenbezogenen Daten solange gespeichert werden müssen, bis die sich nach Abschluss des Fördervorhabens (einschließlich aller Auszahlungen und gegebenenfalls abgeschlossener Rückforderungsverfahren) anschließend ergebenden nationalen und europäischen Aufbewahrungsfristen, insbesondere auf der Grundlage der Ziffer VIII der VwV Aktenführung vom 31. Mai 2013 (SächsABl. S. 624), zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 4. Dezember 2017 (SächsABl.SDr. S. S 352), abgelaufen sind,
· abhängig vom Zweck - für den die personenbezogenen Daten gespeichert werden - diese ausschließlich im Rahmen der anzuwendenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen
· für befugte Mitarbeiter/innen zugänglich sind:
· des Sächsischen Staatsministeriums für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft,
· der Bewilligungsbehörde,
· der nationalen und europäischen Kontrollbehörden,
· von Auftragsdatenverarbeitern,
· bei Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruch gegen die Verarbeitung sowie Datenübertragbarkeit der personenbezogenen Daten gemäß der Artikel 15 bis 21 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht,
· die Einwilligung zur Datenverarbeitung jederzeit von mir widerrufen werden kann. Durch den Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Der Widerruf der Einwilligung hätte je nach Bearbeitungsstand zur Folge, dass
· der Antrag nicht mehr weiterbearbeitet werden kann und abzulehnen ist bzw.
· ein bereits ergangener Zuwendungsbescheid zu widerrufen ist und
· ggf. bereits ausgezahlte Fördermittel zurückzufordern sind.

· für Auskünfte und Fragen hinsichtlich der Ausübung der Rechte auf Auskunft, Berechtigung und Löschung die Möglichkeit besteht, sich an den Verantwortlichen/die Verantwortliche wie folgt zu wenden:
Sächsisches Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft
Postanschrift: Postfach 10 05 10, 01076 Dresden
Besucheradresse: Wilhelm-Buck-Straße 2, 01097 Dresden
Telefon: 0351 564 - 0
· der zuständige Datenschutzbeauftragte des Verantwortlichen wie folgt zu erreichen ist:
Datenschutzbeauftragter des SMEKUL
Sächsisches Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft
Postanschrift: Postfach 10 05 10, 01076 Dresden
Besucheradresse: Wilhelm-Buck-Straße 2, 01097 Dresden
Telefon: (0351) 564 - 0
E-Mail: poststelle@smul.sachsen.de
-	ein Recht besteht, sich bei dem 
		Sächsischen Datenschutzbeauftragten
Postanschrift: Postfach 11 01 32, 01330 Dresden
Besucheradresse: Devrientstraße 5, 01067 Dresden 
Telefon: (0351) 85471 - 101
E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de

als zuständige Aufsichtsbehörde zu beschweren, wenn die Ansicht vertreten wird, dass die Verarbeitung der eigenen personenbezogenen Daten rechtswidrig erfolgte.








__________________      ___________   ________________________________________
Ort*		Datum* 		rechtsverbindliche Unterschrift des
Antragstellers/der Antragstellerin*
(Stempel)






* Alle Felder mit einem * sind unbedingt auszufüllen. Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. ausfüllen.
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Anlage 1: Erklärung zu De-minimis-Beihilfen										

De-minimis-Beihilfen im Sinne o. g. Verordnungen:

	Begünstigte/r oder ggf. Unternehmen des Verbundes (Punkt 1)
	Datum Zuwendungs-bescheid / Vertrag Stichtag*
	Beihilfegeber/in 
	Aktenzeichen
	De-minimis-Beihilfen**
	Form der Beihilfe 
(z. B. 
Zuschuss, Darlehen, Bürgschaft)
	Fördersumme in € (z. B. Zuschuss-, Darlehens-, Bürgschafts-betrag)
	Beihilfewert in €
(Brutto-subventions-äquivalent)

	
	
	
	
	Allgemein
	Agrar
	Fisch
	DAWI
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	


Anlage 2: Erklärung zu beantragten De-minimis-Beihilfen

De-minimis-Beihilfen im Sinne der o.g. Verordnungen, die noch nicht bewilligt wurden:

	Antragsteller/in oder ggf. Unternehmen des Verbundes (Punkt 1)
	Datum des Antrages/Stichtag*
	Beihilfegeber/in
	Aktenzeichen
	De-minimis-Beihilfen**
	Form der Beihilfe 
(z. B. 
Zuschuss, Darlehen, Bürgschaft)
	Fördersumme in € (z. B. Zuschuss-, Darlehens-, Bürgschafts-betrag)
	Beihilfewert in €
(Brutto-subventions-äquivalent)

	
	
	
	
	Allgemein
	Agrar
	Fisch
	DAWI
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	




*1. Tag der Aktion
**Zutreffendes bitte ankreuzen.
[image: ]De-minimis-Merkblatt

1. De-minimis-Beihilfen
Der Begriff De-minimis-Regel stammt aus dem Wettbewerbsrecht der Europäischen Union. Um den Handel zwischen den EU-Mitgliedstaaten vor wettbewerbsverfälschenden Beeinträchtigungen zu schützen, sind staatliche Beihilfen bzw. Subventionen an Unternehmen grundsätzlich verboten. Sie stellen für das empfangende Unternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil gegenüber Konkurrenzunternehmen dar, die eine solche Zuwendung nicht erhalten.

Das EU-Recht lässt jedoch Ausnahmen von diesem grundsätzlichen Verbot zu. Das gilt insbesondere für Förderungen, deren Höhe so gering ist, dass eine spürbare Verzerrung des Wettbewerbs ausgeschlossen werden kann. Diese so genannten De-minimis-Beihilfen müssen weder bei der EU-Kommission angemeldet noch genehmigt werden und können z. B. in Form von Zuschüssen, Bürgschaften oder zinsverbilligten Darlehen gewährt werden.
De-minimis-Beihilfen können auf der Grundlage von vier verschiedenen De-minimis-Verordnungen gewährt werden:

· Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen
· im Folgenden Allgemeine-De-minimis-Beihilfen genannt,
· Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor
· im Folgenden Agrar-De-minimis-Beihilfen genannt,
· Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor
· im Folgenden Fisch-De-minimis-Beihilfen genannt und
· Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse erbringen
· im Folgenden DAWI-De-minimis-Beihilfen genannt.

2. Definition/Erläuterung
2.1. Unternehmensbegriff
Im Rahmen der De-minimis-Verordnungen ist hinsichtlich der Schwellenwerte nicht nur das einzelne Unternehmen, sondern ggf. der Unternehmensverbund in die Betrachtung einzubeziehen. Die EU-Kommission definiert für die Zwecke der De-minimis-Verordnungen einen Unternehmensverbund als „ein einziges Unternehmen“.
Als ein einziges Unternehmen sind diejenigen Unternehmen zu betrachten, die zueinander in mindestens einer der folgenden Beziehungen stehen:

- Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens,
- ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen,
- ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben

- ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus.

Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der vorgenannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Verordnungen betrachtet.
Unternehmen, deren einzige Beziehung darin besteht, dass jedes von ihnen eine direkte Verbindung zu derselben bzw. denselben öffentlichen Einrichtungen aufweist, werden als nicht miteinander verbunden eingestuft.

2.2. Fusion/Übernahmen/Aufspaltungen
Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, ob eine neue De-minimis-Beihilfe für das neue bzw. das übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des einschlägigen Höchstbetrags führt.
Die Rechtmäßigkeit von vor der Fusion bzw. Übernahme rechtmäßig gewährten De-minimis-Beihilfen wird dadurch nicht in Frage gestellt.
Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen zugerechnet werden, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine anteilige Aufteilung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung.

3. Schwellenwerte/Kumulierung
Die an ein einziges Unternehmen in Deutschland ausgereichten De-minimis-Beihilfen dürfen im Zeitraum von drei aufeinander folgenden Steuerjahren einen bestimmten Wert nicht übersteigen. Dieser Schwellenwert beträgt bei:

- Allgemeine-De-minimis-Beihilfen	200.000 EUR bzw.
100.000 EUR bei Unternehmen, die im Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig sind,

- Agrar-De-minimis-Beihilfen		20.000 EUR,

- Fisch-De-minimis-Beihilfen		30.000 EUR,

- DAWI-De-minimis-Beihilfen		500.000 EUR.



Erhält ein einziges Unternehmen De-minimis-Beihilfen nach verschiedenen De-minimis-Verordnungen, so müssen diese zusammen betrachtet und addiert werden. Dabei gelten folgende Regeln:
- Agrar- + Fisch-De-minimis = 30.000 EUR,
- Allgemeine- + Agrar- + Fisch-De-minimis = 200.000 EUR (bzw. 100.000 EUR bei Unternehmen, die im Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig sind),
- DAWI- + Allgemeine- + Agrar- + Fisch-De-minimis = 500.000 EUR.

Dabei dürfen jedoch die Allgemeine-De-minimis-Beihilfen den Wert von 200.000 EUR bzw. 100.000 EUR bei Unternehmen, die im Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig sind, die Agrar-De-minimis-Beihilfen den Wert von 20.000 EUR und die Fisch-De-minimis-Beihilfen den Wert von 30.000 EUR nicht überschreiten.

4. Verpflichtungen der gewährenden Stelle
Die gewährende Stelle (Kommune, Förderbank, Bundesagentur für Arbeit usw.) ist verpflichtet, dem Unternehmen zu bescheinigen, dass es eine De-minimis-Beihilfe erhalten hat. Bescheinigt wird dies mit der De-minimis-Bescheinigung, in der die gewährende Stelle den Beihilfewert genau angeben muss. So kann das Unternehmen genau nachvollziehen, wie viele De-minimis-Beihilfen es im laufenden sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten hat und ob die Schwellenwerte schon erreicht sind. Zudem müssen auch Kumulierungsgrenzen mit anderen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten eingehalten werden. Überschreiten die Beihilfen die zulässigen Schwellenwerte bzw. höchstmögliche Förderquote, handelt es sich um eine unzulässige Beihilfe mit der Folge, dass die Beihilfe nicht gewährt werden kann bzw. wenn sie gewährt wurde in voller Höhe zurückgefordert werden muss.

5. Verpflichtungen des Unternehmens
Das antragstellende Unternehmen ist verpflichtet, bei der Beantragung für sich und ggf. auch für den Unternehmensverbund – ein einziges Unternehmen – eine vollständige Übersicht über die im laufenden und den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhaltenen De-minimis-Beihilfen vorzulegen. Hierzu empfiehlt es sich für das Antrag stellende Unternehmen, zuvor von den relevanten Unternehmen des Unternehmensverbundes eine schriftliche Aufstellung zu deren Vorförderung mit De-minimis-Beihilfen einzuholen.
Aus den Angaben in der De-minimis-Erklärung lassen sich keine Ansprüche auf die Förderung ableiten.
Unrichtige, unvollständige oder unterlassene Angaben sind gemäß § 264 StGB als Subventionsbetrug strafbar.
Zudem ist die De-minimis-Bescheinigung vom Empfänger 10 Jahre lang nach Gewährung aufzubewahren und auf Anforderung der Europäischen Kommission, Bundesregierung, Landesverwaltung oder gewährenden Stelle innerhalb einer festgesetzten Frist (mindestens eine Woche) vorzulegen. Kommt das Unternehmen dieser Anforderung nicht nach, kann rückwirkend die Bewilligungsvoraussetzung entfallen und die Beihilfe zuzüglich Zinsen kann zurückgefordert werden.


6. Beispiele:
6.1. Drei-Jahres-Zeitraum anhand von Allgemeine-De-minimis-Beihilfen:
Ein Unternehmen, das nicht im Bereich des gewerblichen Straßengüterverkehrs tätig ist, bekommt in den ersten drei Steuerjahren folgende Zuschüsse:

1. Steuerjahr:  40.000 EUR
2. Steuerjahr:  70.000 EUR			200.000 EUR
3. Steuerjahr:  90.000 EUR
Um die Bedingungen der De-minimis-Regel erfüllen zu können, darf dieses Unternehmen im 4. Steuerjahr De-minimis-Beihilfen bis zu einem Wert von 40.000 EUR bekommen, im 5. Steuerjahr bis 70.000 EUR usw.

1. Steuerjahr:  40.000 EUR
2. Steuerjahr:  70.000 EUR			200.000 EUR
3. Steuerjahr:  90.000 EUR			200.000 EUR
4. Steuerjahr:  40.000 EUR			200.000 EUR
5. Steuerjahr:  70.000 EUR
…
Ausschlaggebend ist somit immer der Zeitraum des laufenden Steuerjahres sowie der zwei vorangegangenen Steuerjahre.

6.2. Unternehmensverbund – ein einziges Unternehmen
antragstellendes Unternehmen A (Vorförderung:
50.000 EUR Allgemeine- De-minimis)



					Unternehmen A hält 65 % der Anteile des Unternehmens B



Unternehmen B (Vorförderung:
80.000 EUR Allgemeine- De-minimis)




	Unternehmen B übt einen beherrschenden Einfluss auf das Unternehmen C aus


Unternehmen C (Vorförderung:
30.000 EUR  Fisch-
De-minimis)


Unternehmen C hält 30 % der Anteile des Unternehmens D und hat keinen beherrschenden Einfluss auf Unternehmen D

					
Unternehmen D (Vorförderung:
100.000 EUR Allgemeine- De-minimis)










Frage:	Welche Unternehmen sind zusammen als ein einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Regel zu betrachten?

Antwort:	Unternehmen A, B und C bilden ein einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Regel, denn
			- Unternehmen A hält die Mehrheit der Stimmrechte an Unternehmen B und
			- Unternehmen B übt einen beherrschenden Einfluss auf Unternehmen C aus.
Das Unternehmen D zählt nicht zum Verbund, da Unternehmen C nicht die Mehrheit der Anteile des Unternehmens D hält. Unternehmen D ist daher bei der Betrachtung der Vorförderung nicht zu berücksichtigen.
Die Vorförderung beträgt somit 160.000 EUR (50.000 EUR [Unternehmen A] + 80.000 EUR [Unternehmen B] + 30.000 EUR [Unternehmen C]). Demzufolge bestehen noch folgende Fördermöglichkeiten:
- 	40.000 EUR für Allgemeine-De-minimis-Beihilfen
- 	20.000 EUR für Agrar-De-minimis-Beihilfen
-          340.000 EUR für DAWI-De-minimis-Beihilfen.

Eine Förderung von Fisch-De-minis-Beihilfen ist dagegen ausgeschlossen, nachdem Unternehmen C den Schwellenwert in Höhe von 30.000 EUR für den Unternehmensverbund bereits ausgeschöpft hat.
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